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Zur Frage der hinreichenden Bestimmtheit bzw. Bestimmbarkeit abgetretener Forderungen. 
 

§ 53 SGB I 
 
Urteil des LSG Nordrhein-Westfalen vom 11.03.2011 – L 4 (15) U 242/09 –  
Bestätigung des Urteils des SG Detmold vom 08.10.2009 – S 1 U 101/08 – 
 

Streitig war ein Zahlungsanspruch der Klägerin gegen die beklagte BG in Höhe von 867, 65 € 
nebst Zinsen. 
 
Der 1936 geborene Vater der Kl. (Versicherter) bezieht von der Bekl. Rente nach einer MdE 
von 50 % wegen der Folgen eines Arbeitsunfalls vom 24.03.1959. Aufgrund notariell beurkun-
deter Abtretungserklärung vom 27.10.2000 hatte der Versicherte der Kl. zur Sicherung aller An-
sprüche aus einer Bürgschaft „den jeweils pfändbaren Teil (soweit gesetzlich zulässig) auf Aus-
zahlung von Alters-, Versorgungs- und Unfallrenten sowie Pensionen gegen die zuständigen 
Landesämter für Besoldung und Versorgung sowie die BfA Berlin sowie alle anderen Renten-
versicherungsträger“ abgetreten. Zu prüfen war, ob die Abtretung die von der Bekl. geleistete 
Unfallrente erfasst.  
 
Das SG hat die Klage abgewiesen. Der Versicherte habe die Verletztenrente nicht wirksam an 
die Kl. abgetreten. Die abgetretene Forderung sei nicht hinreichend bestimmt gewesen, so dass 
die Abtretung unwirksam sei. Zwar beziehe der Versicherte nur eine Unfallrente von der Bekl.. 
Jedoch sei der Abtretungsgegenstand nicht hinreichend individualisiert. Es wäre erforderlich 
gewesen, zur Individualisierung des abgetretenen Anspruchs zumindest den Rechtsgrund, den 
Arbeitsunfall vom 24.03.1959, anzugeben, zumal der Anspruch bereits seit 01.08.1959 bestan-
den habe und daher auch individualisierbar gewesen sei. Ferner sei die Bekl. nicht als Dritt-
schuldner benannt worden (wird ausgeführt, S. 4). Das LSG hat ergänzend darauf hingewiesen, 
dass der gegenüber der Bekl. bestehende Zahlungsanspruch des Versicherten auf Verletzten-
rente wegen der Folgen des Arbeitsunfalls vom 24.03.1959 mangels hinreichender Bestimmt-
heit bzw. Bestimmbarkeit von der Abtretung nicht erfasst werde. Denn weder sei die Bekl. 
selbst noch ein anderer UV-Träger in der Abtretungserklärung vom 27.10.2000 konkret erwähnt 
(S. 6 f.).       

 
Das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen hat mit Urteil vom 11.03.2011 
– L 4 (15) U 242/09 –  
wie folgt entschieden: 
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